
Die ohnehin schon besorgniserre-
gend hohen Zustimmungswerte zu
Vorurteilen in Bezug auf  Langzeitar-
beitslose sowie Obdachlose sind
noch einmal gestiegen. Und es gibt
immer noch gut 200.000 Thüringer,
die antisemitische Thesen vertreten
oder diesen zustimmen. „Diese Zahl
ist seit Jahren stabil und es ist bislang
nicht gelungen, hier wirksam an die
Wurzeln dieser offenbar verfestigten

Kein Dulden, Ignorieren oder
Verharmlosen von Vorurteilen

PARLAMENTSREPORT LINKSFRAKTION

FRAKTION IN AKTION

„Dass die AfD-Fraktion ausgerech-
net den Bundessprecher der Deut-
schen Burschenschaft, Torben Braga,
als Praktikanten in den Innenaus-
schuss entsendet, belegt erneut die
Rechtsaußen-Verbindung der AfD un-
ter Björn Höcke“, so MdL Katharina
König. Braga ist Mitglied der Bur-
schenschaft Germania Marburg. 

Die Marburger Verbindung der
Deutschen Burschenschaft gilt als
äußerst rechts, führende Mitglieder
weisen Verbindungen zur Neuen
Rechten und zur Neonazi-Szene auf
und wiederholt wurden Redner aus
dem extrem rechten Umfeld ins Ver-
bindungshaus geladen. Auf Antrag
der Koalitionsfraktionen war der DB-
Sprecher aus der Sitzung des Innen-
ausschusses im Thüringer Landtag
am 19. November ausgeschlossen
worden.                                                      

Ausgeschlossen Koalition einigt sich auf Änderungen zum Doppelhaushalt 

Verharmlosen von Vorurteilen ist da-
her kein Mittel,  der Erosion demo-
kratischer Werte und der Verbreitung
antidemokratischer Ideologien ent-
gegenzuwirken. Einen wichtigen Bei-
trag zum Gegenzusteuern kann und
wird aber weiterhin das Landespro-
gramm für Demokratie, Toleranz und
Weltoffenheit spielen, das wir in den
kommenden Jahren fortentwickeln
werden.“ Nachdem noch im letzten
Jahr ein Rückgang rechtsextremer
Einstellungen konstatiert wurde, ist
für das Jahr 2015 ein massiver An-
stieg auf 24 Prozent der Befragten zu
verzeichnen. „Rechnet man das auf
die Gesamtbevölkerung hoch, gilt je-

Nachdem die Regierungspartner
mit ihren Fraktionen den Haushalts-
planentwurf 2016/17 beraten ha-
ben, einigten sich die Koalitionsfrak-
tionen von LINKE, SPD und Grüne auf
umfangreiche Änderungen. Der von
der Landesregierung eingebrachte
solide Haushaltsentwurf enthält viele
wichtige politische Weichenstellun-
gen der rot-rot-grünen Koalition. Al-
lerdings müssen aufgrund der aktuel-
len Situation in Thüringen an der ei-
nen oder anderen Stelle noch Anpas-
sungen erfolgen.

Nicht verwunderlich, dass insbe-
sondere der Schulbereich eine noch
größere Stärkung erfahren soll. Zu
den 1.000 Neueinstellungen im Dop-
pelhaushalt, der Fortführung der 100
Stellen für die Vertretungsreserve
und den 100 Stellen für Deutsch als
Zweitsprache im Jahr 2016 sowie 50

Der Thüringer Landtag hat im
Rahmen einer Regierungserklä-
rung des Ministerpräsidenten Bo-
do Ramelow am 25. November
den Thüringen-Monitor 2015 bera-
ten. Hauptthema der im Juni erho-
benen Umfrage war das Verhältnis
zur DDR 25 Jahre nach ihrem En-
de. Aus der Studie geht hervor,
dass die Thüringer zwar im Großen
und Ganzen zufrieden mit der Ent-
wicklung in den vergangenen 25
Jahren sind, eine Mehrheit aber
die Einheit für noch nicht voll-
endet, sondern weiterhin einen
Angleichungsprozess für notwen-
dig hält. 

In ihrer Rede verwies die Fraktions-
vorsitzende der LINKEN, Susanne
Hennig-Wellsow, auf die Befunde,
wonach die Hälfte der Befragten den
Thüringer Asylsuchenden pauschal
unterstellt, gar nicht verfolgt zu sein
und nur aus wirtschaftlichen Grün-
den hier um Asyl nachzusuchen. 

Willkommenskultur auch
mit Leben füllen

Zugleich, und auch das gehe aus
dem Thüringen-Monitor hervor,
„nehmen wir als Parlamentarier  mit
unserer Haltung und unseren öffentli-
chen Äußerungen maßgeblichen Ein-
fluss auf die Einstellung der Thüringer
Bürgerinnen und Bürger zu Asylsu-
chenden und Flüchtlingen. Deswegen
ist es an uns, die allseits propagierte
Willkommenskultur auch mit Leben
zu füllen, Ängste zu nehmen statt zu
schüren und an die erfreulicheren
Befunde des Berichts anzuknüpfen.
So sind immerhin mehr als die Hälfte
aller Thüringer bereit, Asylsuchende
in ihrer Nachbarschaft willkommen
zu heißen.“ 

der vierte Thüringer als rechtsextrem
eingestellt, das sind erschreckende
500.000 Thüringerinnen und Thürin-
ger. Angesichts solcher Zahlen kann
wohl niemand mehr bestreiten, dass
dieses Land ein massives Rechtsex-
tremismus-Problem hat und dass es
sich nicht um ein Problem irgendwel-
cher Ränder handelt, sondern in der
Mitte der Gesellschaft beginnt und
auch hier behandelt werden muss“,

sagte die LINKE Landespolitikerin.
Der aktuelle Thüringen-Monitor hat

sich auch der Aufgabe angenommen,
die in den Sozialwissenschaften seit
Jahren gängigen Erklärungsansätze
für Rechtsextremismus in Ost-
deutschland wissenschaftlich zu
überprüfen. Besonders wird die in
der politischen Auseinandersetzung
bequeme These  eines „Rechtsextre-
mismus als Erbe der DDR“ in den Fo-
kus genommen. Susanne Hennig-
Wellsow: „Ich möchte hier nicht
falsch verstanden werden: Rechtsex-
tremismus darf nicht relativiert, nicht
verharmlost werden. Doch falsche Er-
klärungsansätze führen zu falschen

Reaktionen. Im Thüringen-Monitor
wird der so genannte ‘verordnete An-
tifaschismus der DDR’, der ins Ge-
genteil umgeschlagen sei, als Erklä-
rungsansatz kritisch hinterfragt. Ins-
besondere diese These wird von in-
teressierter Seite bei politischen De-
batten ins Feld geführt, das ist auch
im Thüringer Landtag schon passiert.
Der Monitor konstatiert zwar eine
einseitige und damit  ungenügende
Aufarbeitung der NS-Vergangenheit
in der DDR, weist aber darauf hin,
dass Befragungen aus den ersten
Jahren nach der  Wiedervereinigung
gezeigt haben,  dass  Ost-Deutsche
weniger antisemitisch und weniger
verharmlosend gegenüber dem Na-
tionalsozialismus  eingestellt waren.“

Unterschiede erst ab 1998

Auch der sogenannte „Prägean-
satz“, wonach frühe  Erfahrungen mit
einem autoritären, undemokrati-
schen Staat in autoritären Persön-
lichkeitsstrukturen resultierten, wur-
de untersucht. Laut Thüringen-Moni-
tor liefern Untersuchungen aus den
Anfängen der  90er Jahre aber keine
Evidenz für diese These, da sie keine
höheren autoritären Einstellungen
von Ostdeutschen im Vergleich zu
Westdeutschen finden. „Erst – und
das ist wichtig – ab 1998 sind solche
Unterschiede festgestellt worden,
was ‘einen Einfluss der Transformati-
onsprozesse nach der Wiedervereini-
gung nahelegt’. Der Transformations-
prozess sei mit dem ‘Verlust von vor-
herigen sozialen und biographischen
Sicherheiten einhergegangen’ und
habe den Menschen in Ostdeutsch-
land ‘ein hohes Maß an Flexibilität,
Neuorientierung und Anpassungsfä-
higkeit’ abverlangt“, zitierte die Frak-
tionsvorsitzende.                              

Stellen im Jahr 2017 kommen 2016
noch einmal bis zu 200 Neueinstel-
lungen für die Beschulung von Flücht-
lingskindern hinzu. Das Kontingent
hierfür wächst im Jahr 2017 auf bis
zu 300 finanzierte Stellen. Die dafür
erforderlichen Mehrausgaben wer-
den finanziert durch Einsparungen in

allen Res-
sorts.

„Ich bin
froh, dass es
an dieser
Stelle keine
langen Dis-
k u s s i o n e n
gab und wir
uns schnell
darauf eini-
gen konnten,
die Schulen
in der aktuel-

len Situation weiter zu entlasten. Die
Aufnahme der Kinder von Geflüchte-
ten lässt eine Aufstockung des Lehr-
personals im Sinne eines guten und
regulären Schulunterrichtes erforder-
lich werden“, sagte die LINKE-Frakti-
onsvorsitzende Susanne Hennig-
Wellsow.

Einstel lungen
zu gelangen“,
so Susanne
Henn ig - We l l -
sow weiter.
Entsolidarisie-
rung als Folge
gleich welcher
Vorurteile wirke
spaltend auf die
Gesamtgesell-
schaft und
schaffe einen
Nährboden, auf
dem Radikali-
sierung gedei-
hen könne.
„Das Dulden,
Ignorieren oder


